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Satzung 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Cycling2Help“. 
 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Nürnberg.  
 

(3) Der Verein soll in das Handelsregister eingetragen werden und trägt dann den 
Zusatz „e.V.“   

 
(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.  

 
 

§ 2 Der Zweck des Vereins 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  

 
(2) Zweck des Vereins ist  
 

a) die Förderung steuerbegünstigter Einrichtungen, 
b) die Förderung von krebskranken Kindern und deren Angehörigen, 
c) die Förderung des Bewusstseins über seelische Erkrankungen im 

Alter in der Öffentlichkeit, 
d) die Unterstützung hilfsbedürftiger Personen, 
e) die Förderung von Seniorinnen und Senioren   

 
(3) Zweck des Vereins ist es Spenden, Zuschüsse und sonstige Zuwendungen für 

gemeinnützige und mildtätige Zwecke zu beschaffen und diese Mittel an 
Organisationen weiterzugeben, die 
 

a) selbst steuerbegünstigt gemäß §§ 51ff. AO sind, 
b) die zugewendeten Mittel ausschließlich für steuerbegünstigte Zwecke 

verwenden und 
c) diese Spenden, Zuschüsse und sonstigen Zuwendungen für 

entsprechende Projekte einsetzen werden.  
 
(4) Der Vereinszweck soll durch Informationsveranstaltungen jeder Art, sowie durch 

Spendenaufrufe und Sammelaktionen verwirklicht werden. 
 

(5) Der Verein wird als Spendensammelverein nach § 58 Nr. 1 AO tätig, der seine 
Mittel ausschließlich zur Förderung steuerbegünstigter Einrichtungen verwendet.  

 
(6) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 
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(7) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder des Vereins erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
 

(8) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

(9) Da der Verein keine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, gilt er als Idealverein im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 

(10) Der Verein darf seinen Satzungszweck auch durch Hilfspersonen (§ 57 Abs. 1 
Satz 2 AO), durch planmäßiges Zusammenwirken mit einer oder mehreren 
anderen steuerbegünstigten Körperschaften und durch das Halten von 
Beteiligungen an steuerbegünstigten Kapitalgesellschaften verwirklichen. 

 
 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede volljährige natürliche und juristische Person sowie 
Personengesellschaften werden. 
 

(2) Der Antrag auf Mitgliedschaft erfolgt an den Vorstand, der über die Aufnahme 
entscheidet. Über den Antrag auf Aufnahme entscheidet der Vorstand nach 
freiem Ermessen. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. Mit 
Beschlussfassung beginnt die Mitgliedschaft. 

 
(3) Die Mitgliedschaft endet: 

a) bei natürlichen Personen durch deren Tod oder Verlust der 
Geschäftsfähigkeit; 

b) bei juristischen Personen durch Verlust der Rechtsfähigkeit; 
c) durch Austritt, Abs (4); 
d) durch Ausschluss Abs. (5). 

 
(4) Der Austritt eines Mitgliedes erfolgt durch Erklärung in Textform gegenüber dem 

Vorstand. Der Austritt ist nur mit einer Frist von zwei Monaten zum 31.12. eines 
Geschäftsjahrs zulässig. 
 

(5) Ein Mitglied kann durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung aus wichtigem 
Grund aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn der wichtige Grund die 
Fortführung der Mitgliedschaft für den Verein oder seine Mitglieder unzumutbar 
erscheinen lässt. Dem Mitglied ist vor seinem Ausschluss Gelegenheit zur 
Anhörung zu geben. Das Mitglied kann gegen den Ausschluss innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach dem Zugang der Ausschlusserklärung die nächste 
ordentliche Mitgliederversammlung anrufen, die dann abschließend entscheidet. 

 

§ 4 Pflichten der Mitglieder, Kommunikation 
 

(1) Mit dem Antrag auf Mitgliedschaft erkennen die Mitglieder den Inhalt der Satzung 
und der sonstigen Vereinsordnungen an. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Ziele 
und Interessen des Vereins zu unterstützen sowie die Beschlüsse und 
Anordnungen der Vereinsorgane zu befolgen. 
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(2) Die Mitglieder sind verpflichtet einen Jahresbeitrag von 25,00 € zu leisten. Die 

Mitglieder können darüber hinaus freiwillig auch einen höheren Beitrag leisten. 
Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. Der Jahresbeitrag ist zum 
02.01. eines Jahres fällig; die Fälligkeit tritt ohne Mahnung ein. Die 
Mitgliedsbeiträge werden per SEPA- Lastschriftverfahren eingezogen.  
 

(3) Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht 
erfolgen, sind die dem Verein dadurch entstehenden Bankgebühren vom Mitglied 
zu erstatten. 

 
(4) Mitglieder, die nicht am Lastschriftverfahren teilnehmen, tragen den erhöhten 

Verwaltungsaufwand des Vereins durch eine Bearbeitungsgebühr, die der 
Vorstand durch Beschluss festsetzt. 

 
(5) Bei unterjährigem Eintritt wird der volle Jahresbeitrag berechnet. 

 
(6) Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Vorstand eine ladungsfähige postalische 

Anschrift sowie eine E-Mail-Adresse und eine Bankverbindung mitzuteilen und 
den Vorstand über jede Änderung ihres Namens, und/oder ihrer Adressdaten 
und/oder ihrer Bankverbindung unverzüglich zu informieren. 

 
(7) Sofern in dieser Satzung nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, können 

Vorstand und Mitglieder sämtliche Erklärungen und alle sonstige Kommunikation 
neben der Schrift- auch in Textform per E-Mail abgeben.  

 
 

§ 5 Organe 
 

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

§ 6 Vorstand 
 

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus zwei Personen, nämlich dem 1. 
Vorsitzenden und dem 2. Vorsitzenden.  
 

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch jedes Vorstandsmitglied 
einzeln vertreten. 

 

§ 7 Zuständigkeit des Vorstands 
 

Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch 
die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat vor allem folgende 
Aufgaben: 

 
a) Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der 

Tagesordnungen; 
b) Einberufung der Mitgliederversammlung; 
c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 
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d) Buchführung; Erstellung eines Jahresberichts; 
e) Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von 

Mitgliedern. 
 

§ 8 Amtsdauer des Vorstands 
 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von fünf Jahren, vom 
Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands 
im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Scheidet ein Mitglied des 
Vorstands während der Amtsperiode aus, so wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für 
die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. 
 
 
 
§ 9 Mitgliederversammlung 

 
(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung des 

Stimmrechts kann ein anderes Mitglied in Textform bevollmächtigt werden. Die 
Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein 
Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten.  
 

(2) Die Mitgliederversammlung kann in Präsenz, in Präsenz und virtuell oder rein 
virtuell stattfinden.   

 
(3) Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten 

zuständig: 
 

a) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; Entlastung des 
Vorstands; 

b) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrags; 
c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands; 
d) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des 

Vereins; 
e) Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung des 

Aufnahmeantrags sowie über die Berufung gegen einen 
Ausschließungsbeschluss des Vorstands. 

 
(4) In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstands fallen, kann 

die Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der 
Vorstand kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die 
Meinung der Mitgliederversammlung einholen. 

 

§ 10 Einberufung der Mitgliederversammlung 
 

(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im letzten Quartal, soll die ordentliche 
Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer 
Frist von zwei Wochen in Textform einberufen. Eine Einladung gilt dem Mitglied 
als zugegangen, wenn sie fristgemäß an die letzte vom Mitglied dem Verein in 
Textform bekanntgegebene Adresse (Postanschrift, Faxanschluss, E-Mail-
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Adresse) gerichtet wurde. Mit der Einberufung ist die Tagesordnung 
bekanntzugeben. 
 

(2) Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 BGB kann der Vorstand nach seinem 
Ermessen, aber unter Beachtung von § 7 II,  nach  beschließen und in der 
Einladung mitteilen, dass die Mitglieder an der Mitgliederversammlung ohne 
körperliche Anwesenheit an einem Versammlungsort teilnehmen und ihre 
Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können 
(zum Beispiel per E-Mail, Online-Formular) oder aber ihre Stimme im Vorhinein 
ohne Anwesenheit bzw. Teilnahme an der Online-Mitgliederversammlung 
schriftlich abgeben können. Der Vorstand trifft nach seinem Ermessen geeignete 
technische und organisatorische Maßnahmen für die Durchführung einer Online-
Mitgliederversammlung, die insbesondere sicherstellen sollen, dass nur 
Vereinsmitglieder an der Mitgliederversammlung teilnehmen und ihre Rechte 
wahrnehmen. 
 

 
§ 11 Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 
 

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der 
Mitgliederversammlung beim Vorstand in Textform beantragen, dass weitere 
Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der 
Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung 
entsprechend zu ergänzen. In der Mitgliederversammlung können keine Anträge auf 
Ergänzung der Tagesordnung mehr gestellt werden. 

 
 

§ 12 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
vom 2. Vorsitzenden geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die 
Versammlung den Leiter.  
 

(2) Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt; zum Protokollführer 
kann auch ein Nichtmitglied bestimmt werden. 

 
(3) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter.  

 
(4) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann 

Gäste zulassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des 
Fernsehens sowie einen Internet-Auftritt beschließt die Mitgliederversammlung. 

 
(5) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht 

auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher 
außer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von zwei 
Drittel der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine 
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solche von vier Fünfteln erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins 
kann nur mit Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden.  

 
(7) Für Wahlen gilt folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den 
Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. 

 
(8) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 

das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen ist.  

 
(9) Die Mitglieder können Beschlüsse auch ohne Mitgliederversammlung auf 

schriftlichem oder elektronischem Weg fassen (Umlaufverfahren), wenn 
sämtliche Mitglieder am Umlaufverfahren beteiligt wurden. Die Durchführung des 
Umlaufverfahrens und den Verfahrensablauf legt der Vorstand fest. Eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren ist wirksam, wenn mindestens die Hälfte 
der Mitglieder ihre Stimme innerhalb einer durch den Vorstand bestimmten Frist 
in Textform abgegeben hat. Ungültige Stimmen gelten im Umlaufverfahren als 
abgegebene Stimmen und als Enthaltung. Das Beschlussergebnis des 
Umlaufverfahrens ist durch den Vorstand den Mitgliedern innerhalb von 14 Tagen 
nach Fristablauf bekannt zu geben. Unwirksame Umlaufverfahren können – auch 
mehrfach – wiederholt werden. 

 

§ 13 Außerordentliche Mitgliederversammlungen 
 
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. 
Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder 
wenn die Einberufung von einem Zehntel aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird.  

 

§ 14 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 
 

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 2/3-Mehrheit der in der 
Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann 
nur nach rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung 
gefasst werden. 
 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins, Entzugs der Rechtsfähigkeit oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Verein 
zur Förderung Seelischer Gesundheit im Alter e.V. sowie die Selbsthilfegruppe 
Krebskranker Kinder Amberg-Sulzbach e.V. zu gleichen Teilen, die es unmittelbar 
und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu 
verwenden hat.  

 
 

 

Die vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom 18.05.2024 
errichtet.  
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